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1  Beweiswert einer im Nicht-EU-Ausland erstellten Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
    Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 15.01.2025 (5 AZR 284/24), Pressemitteilung 1/25 
 
In dieser Entscheidung des Bundes-
arbeitsgerichts ging es vor allem 
darum, dass der Beweiswert der im 
Nicht-EU-Ausland erstellten Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigung aufgrund des 
Verhaltens des Arbeitnehmers in 
diesem Einzelfall erschüttert war. 
Grundsätzlich kann man der Ent-
scheidung jedoch entnehmen, dass 
der Beweiswert einer im Nicht-EU-Aus-
land erstellten Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung dem einer in Deutschland 
ausgestellten Bescheinigung nicht 
nachsteht, wenn zu erkennen ist, dass 
ein Unterschied zwischen einer Er-
krankung an sich und einer solchen, 
die zu einer Arbeitsunfähigkeit führt, 
gemacht wurde. In der Pressemit-
teilung heißt es: 
 
"Der Beweiswert einer im Nicht-EU-
Ausland ausgestellten Arbeitsunfähig-

keitsbescheinigung kann erschüttert 
sein, wenn nach der vorzunehmenden 
Gesamtbetrachtung des zu 
würdigenden Einzelfalls Umstände 
vorliegen, die zwar für sich betrachtet 
unverfänglich sein mögen, in der 
Gesamtschau aber ernsthafte Zweifel 
am Beweiswert der Bescheinigung 
begründen. Insoweit gelten die 
gleichen Grundsätze wie bei einer in 
Deutschland ausgestellten Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigung. 
... 
... Das Landesarbeitsgericht hat zwar 
im Ausgangspunkt zutreffend erkannt, 
dass einer Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung, die in einem Land 
außerhalb der Europäischen Union 
ausgestellt wurde, grundsätzlich der 
gleiche Beweiswert wie einer in 
Deutschland ausgestellten Be-
scheinigung zukommt, wenn sie er-

kennen lässt, dass der ausländische 
Arzt zwischen einer bloßen Erkrankung 
und einer mit Arbeitsunfähigkeit 
verbundenen Krankheit unterschieden 
hat. Das Berufungsgericht hat aber bei 
der Würdigung der von der Beklagten 
zur Begründung ihrer Zweifel an der 
bescheinigten Arbeitsunfähigkeit vor-
getragenen tatsächlichen Umstände 
nur jeden einzelnen Aspekt isoliert 
betrachtet und die rechtlich gebotene 
Gesamtwürdigung unterlassen. ... Das 
hat zur Folge, dass nunmehr der 
Kläger die volle Darlegungs- und Be-
weislast für das Bestehen krank-
heitsbedingter Arbeitsunfähigkeit als 
Voraussetzung für den Entgeltfort-
zahlungsanspruch nach § 3 Abs. 1 
EFZG trägt. ..." 
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2  Böswilliges Unterlassen anderweitigen Verdienstes bei Freistellung während der Kündigungsfrist  
    Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 12.02.2025 (5 AZR 127/24), Pressemitteilung 6/25 
 
Hier hat sich der Arbeitgeber etwas 
einfallen lassen, um den Arbeitnehmer 
schon während der Freistellung zu 
veranlassen, sich um eine neue 
Arbeitsstelle zu bewerben. Genützt hat 
ihm das wegen des streitigen Gehalts 
für Juni 2023 nichts. Die Pressemit-
teilung lautet: 
 
"Kündigt der Arbeitgeber das 
Arbeitsverhältnis ordentlich und stellt 
den Arbeitnehmer trotz dessen Be-
schäftigungsanspruchs von der Arbeit 
frei, unterlässt der Arbeitnehmer in der 
Regel nicht böswillig iSd. § 615 Satz 2 
BGB anderweitigen Verdienst, wenn er 
nicht schon vor Ablauf der Kündigungs-
frist ein anderweitiges Beschäftigungs-
verhältnis eingeht. 
 
Der Kläger war seit November 2019 bei 
der Beklagten beschäftigt, zuletzt als 
Senior Consultant gegen eine monat-
liche Vergütung von 6.440,00 Euro 
brutto. Die Beklagte kündigte das 
Arbeitsverhältnis mit Schreiben vom 
29. März 2023 ordentlich zum 30. Juni 
2023 und stellte den Kläger unter Ein-
bringung von Resturlaub unwider-
ruflich von der Pflicht zur Erbringung 
der Arbeitsleistung frei. Der vom Kläger 
erhobenen Kündigungsschutzklage 
gab das Arbeitsgericht am 29. Juni 
2023 statt, die von der Beklagten 
dagegen eingelegte Berufung hat das 
Landesarbeitsgericht am 11. Juni 2024 
zurückgewiesen.  
 

Nach Zugang der Kündigung meldete 
sich der Kläger Anfang April 2023 
arbeitssuchend und erhielt von der 
Agentur für Arbeit erstmals Anfang Juli 
Vermittlungsvorschläge. Die Beklagte 
übersandte ihm hingegen schon im Mai 
und Juni 2023 insgesamt 43 von 
Jobportalen oder Unternehmen online 
gestellte Stellenangebote, die nach 
ihrer Einschätzung für den Kläger in 
Betracht gekommen wären. Auf sieben 
davon bewarb sich der Kläger, 
allerdings erst ab Ende Juni 2023. 
Nachdem die Beklagte dem Kläger für 
Juni 2023 keine Vergütung mehr 
zahlte, hat er diese mit der vor-
liegenden Klage geltend gemacht. Die 
Beklagte hat Klageabweisung bean-
tragt und eingewendet, der Kläger sei 
verpflichtet gewesen, sich während der 
Freistellung zeitnah auf die ihm 
überlassenen Stellenangebote zu be-
werben. Weil er dies unterlassen habe, 
müsse er sich für Juni 2023 nach § 615 
Satz 2 BGB fiktiven anderweitigen 
Verdienst in Höhe des bei der Be-
klagten bezogenen Gehalts anrechnen 
lassen. 
 
Das Arbeitsgericht hat die Klage abge-
wiesen. Auf die Berufung des Klägers 
hat das Landesarbeitsgericht ihr statt-
gegeben. Die dagegen erhobene 
Revision der Beklagten blieb vor dem 
Fünften Senat des Bundesarbeits-
gerichts ohne Erfolg. Die Beklagte 
befand sich aufgrund der von ihr 
einseitig erklärten Freistellung des 
Klägers während der Kündigungsfrist 

im Annahmeverzug und schuldet dem 
Kläger nach § 615 Satz 1 BGB iVm. § 
611a Abs. 2 BGB die vereinbarte 
Vergütung für die gesamte Dauer der 
Kündigungsfrist. Nicht erzielten ander-
weitigen Verdienst muss sich der 
Kläger nicht nach § 615 Satz 2 BGB 
anrechnen lassen. Der durch eine 
fiktive Anrechnung nicht erworbenen 
Verdienstes beim Arbeitnehmer ein-
tretende Nachteil ist nur gerechtfertigt, 
wenn dieser wider Treu und Glauben 
(§ 242 BGB) untätig geblieben ist. Weil 
§ 615 Satz 2 BGB eine Billigkeits-
regelung enthält, kann der Umfang der 
Obliegenheit des Arbeitnehmers zu 
anderweitigem Erwerb nicht losgelöst 
von den Pflichten des Arbeitgebers 
beurteilt werden. Die Beklagte hat nicht 
dargelegt, dass ihr die Erfüllung des 
aus dem Arbeitsverhältnis resul-
tierenden, auch während der 
Kündigungsfrist bestehenden Beschäf-
tigungsanspruchs des Klägers unzu-
mutbar gewesen wäre. Ausgehend 
hiervon bestand für ihn keine 
Verpflichtung, schon vor Ablauf der 
Kündigungsfrist zur finanziellen Ent-
lastung der Beklagten ein ander-
weitiges Beschäftigungsverhältnis ein-
zugehen und daraus Verdienst zu 
erzielen." 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 
in dieser Ausgabe stelle ich Ihnen zwei Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts vor, die sich mit dem Beweiswert einer 
ausländischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung und dem böswilligen Unterlassens anderweitiges Verdienstes beschäftigen. 
 

Ihr Rechtsanwalt Stefan von Zdunowski, Fachanwalt für Arbeitsrecht 
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